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Entscheidinstanz: Regierungsrat 
 
 
Geschäftsnummer: RRB Nr. 1311/2009 
 
 
Datum des Entscheids: 26. August 2009 
 
 
Rechtsgebiet: Ausländerrecht 
 
 
Stichwort: Familiennachzug mit Anspruch – Ehegatte 
 Verweigerung wegen Sozialhilfeabhängigkeit 
 
 
verwendete Erlasse: Art. 43 Abs. 1 AuG, Art. 8 EMRK 
 Art. 51 Abs. 2 AuG 
 Art. 61 lit. e AuG, Art. 63 Abs. 1 lit. c AuG 
  
 
Zusammenfassung: 
 
Trotz grundsätzlichen Anspruchs auf Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung im Familien-
nachzug ist diese zu verweigern, wenn der in Schweiz lebende Familienangehörige (mit Nie-
derlassungsbewilligung) seit längerer Zeit – und immer noch – in erheblichen Umfang auf 
Sozialhilfe angewiesen ist. 
 
 
Anonymisierter Entscheidtext: 
 

In Sachen I. X., geboren ** 1979, Staatsangehöriger von Mazedonien und dort wohnhaft, 
Rekurrent, sowie V. X.-Y., geboren ** 1980, Staatsangehörige von Mazedonien, in O., Re-
kurrentin, gegen die Sicherheitsdirektion, Rekursgegnerin, betreffend Aufenthaltsbewilligung 
für den Rekurrenten 

hat sich ergeben: 

A.  Mit Verfügung vom 3. März 2009 wies die Rekursgegnerin (Migrationsamt) das Gesuch 
des Rekurrenten vom 3. Juli 2008 um Bewilligung der Einreise und Erteilung einer Auf-
enthaltsbewilligung zum Verbleib bei der Rekurrentin (Ehefrau) im Kanton Zürich ab. 

 Die Verfügung beruht auf folgendem Sachverhalt: 

 Die Rekurrentin lebt seit ihrer Geburt in der Schweiz und ist im Besitz der Niederlas-
sungsbewilligung für den Kanton Zürich. Sie hat aus ihrer ersten, am 5. Juni 2008 vom 
Bezirksgericht D. rechtskräftig geschiedenen Ehe mit F. Z. zwei Kinder (M. Z., geboren 
** 2003, und N. Z., geboren ** 2005). Die Kinder, die ebenfalls im Besitz von Nieder-
lassungsbewilligungen für den Kanton Zürich sind, wurden im Scheidungsurteil unter 
die elterliche Sorge der Rekurrentin gestellt und F. Z. wurde zur Leistung von Unter-
haltsbeiträgen verpflichtet. Die Rekurrentin, die bereits ab 2003 in geringerem Umfang 
fürsorgerische Unterstützung erhielt, bezog von Januar 2005 bis Februar 2009 (bis zur 
Scheidung zusammen mit F. Z.) von der Fürsorgebehörde O. insgesamt [über] Fr. 200 
000 an Unterstützungsleistungen. Die Unterstützungsbedürftigkeit dauert an; zurzeit 
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bezieht sie monatlich Fr. 3310.90. Am **. Dezember 2007, mithin noch vor der Schei-
dung der Ehe mit F. Z, heirateten die Rekurrenten in Mazedonien. Am 3. Juli 2008 
stellte die Rekurrentin das eingangs erwähnte Gesuch um Bewilligung der Einreise für 
den Rekurrenten, der seinerseits am 5. November 2008 bei der Schweizerischen Ver-
tretung in Skopje ein Einreisevisum beantragte. 

 Die Rekursgegnerin erwog in der Verfügung vom 3. März 2009, nach Art. 43 Abs. 1 
des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 2005 über die Ausländerinnen und Ausländer 
(AuG) hätten ausländische Ehegatten von Personen mit Niederlassungsbewilligung 
Anspruch auf die Aufenthaltsbewilligung, wenn sie mit diesen zusammenwohnen. Ge-
mäss Art. 51 Abs. 2 AuG erlösche der Anspruch, wenn er rechtsmissbräuchlich geltend 
gemacht werde (lit. a) oder wenn Widerrufsgründe nach Art. 62 AuG vorlägen (lit. b). 
Infolge der «erheblichen Sozialbedürftigkeit» der Rekurrentin, die «bis auf Weiteres» 
andaure, sei der Widerrufsgrund von Art. 62 lit. e AuG erfüllt und der Anspruch erlo-
schen; das Nachzugsgesuch sei daher abzuweisen. 

B.  Gegen diese Verfügung wurde mit Eingabe vom 23. März 2009 rechtzeitig Rekurs an 
den Regierungsrat erhoben und beantragt, es sei die angefochtene Verfügung aufzu-
heben und dem Rekurrenten eine Einreise- und Aufenthaltsbewilligung zu erteilen; zu-
dem sei die unentgeltliche Prozessführung zu gewähren. Soweit erforderlich, ergibt 
sich die Begründung aus den Erwägungen. 

C.  Die Rekursgegnerin beantragt in der Vernehmlassung vom 6. Mai 2009, der Rekurs sei 
abzuweisen. 

 

Es kommt in Betracht: 

1.  Die von der Rekurrentin «im Namen meines Ehemannes» eingereichte Rekursschrift, 
wurde nur von ihr unterschrieben; eine schriftliche Vollmacht des Rekurrenten an sie 
liegt nicht vor. Die Frage der Vertretungsverhältnisse kann aber offengelassen und auf 
eine Vollmacht kann verzichtet werden, da die Rekurrentin im eigenen Namen zum 
Rekurs legitimiert ist; als Ehefrau ist sie durch die angefochtene Anordnung berührt 
und hat ein schutzwürdiges Interesse an deren Aufhebung (§ 21 lit. a des Verwaltungs-
rechtspflegegesetzes vom 24. Mai 1959, VRG). Es sind daher beide Eheleute als re-
kurrierende Parteien zu behandeln. Da auch die übrigen Voraussetzungen gegeben 
sind, ist auf den Rekurs einzutreten.  

2. Das am 1. Januar 2008 in Kraft getretene AuG regelt unter anderem den Familien-
nachzug von Ausländerinnen und Ausländern in der Schweiz (Art. 1 AuG). Es gilt, so-
weit keine anderen Bestimmungen des Bundesrechts oder von der Schweiz abge-
schlossene völkerrechtliche Verträge zur Anwendung kommen (Art. 2 Abs. 1 AuG). 

a)  Zwischen der Schweiz und Mazedonien (oder einem Vorgängerstaat) gibt es keinen 
zweiseitigen Staatsvertrag, welcher den Rekurrenten einen Anspruch auf die nachge-
suchte Bewilligung einräumt. 

b)  Gemäss Art. 43 Abs. 1 AuG haben ausländische Ehegatten von Personen mit Nieder-
lassungsbewilligung Anspruch auf Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltsbewilli-
gung, wenn sie mit diesen zusammenwohnen. Nach einem ordnungsgemässen und 
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ununterbrochenen Aufenthalt von fünf Jahren haben die Ehegatten Anspruch auf Ertei-
lung der Niederlassungsbewilligung (Art. 43 Abs. 2 AuG). 

c)  Die Rekurrenten sind miteinander verheiratet und die Rekurrentin verfügt im Kanton 
Zürich über die Niederlassungsbewilligung. Nach erfolgter Einreise des Rekurrenten 
wollen sie hier zusammenwohnen. Der Rekurrent hat daher gestützt auf Art. 43 Abs. 1 
AuG grundsätzlich Anspruch auf Erteilung der Aufenthaltsbewilligung. Ein Anspruch 
auf die Niederlassungsbewilligung besteht hingegen von vornherein nicht, da die zeitli-
chen Voraussetzungen gemäss Art. 43 Abs. 2 AuG nicht erfüllt sind. 

3. a)  Gemäss Art. 51 Abs. 2 AuG erlöschen die Ansprüche nach Art. 43 AuG, wenn sie 
rechtsmissbräuchlich geltend gemacht werden (lit. a) oder wenn Widerrufsgründe nach 
Art. 62 vorliegen (lit. b). Nach Art. 62 lit. e AuG kann die zuständige Behörde Bewilli-
gungen widerrufen, wenn die Ausländerin oder der Ausländer oder eine Person, für die 
sie oder er zu sorgen hat, auf Sozialhilfe angewiesen ist. 

b)  Die Rekurrentin, die bereits vom 1. Halbjahr 2003 an fürsorgerische Unterstützung be-
zogen hatte, erhielt vom 1. Januar 2005 bis Ende Februar 2009 (bis zur Scheidung zu-
sammen mit ihrem damaligen Ehemann) über Fr. 200 000 Unterstützungsleistungen 
von der Fürsorgebehörde O. Die Unterstützung dauert an und beträgt zurzeit monatlich 
Fr. 3310.90. Entgegen der in der Rekursschrift vertretenen Auffassung ändert hieran 
nichts, dass der Rekurrent eine Arbeitsstelle als Küchenangestellter im Restaurant C. 
in Zürich in Aussicht haben will, ist doch bei der angespannten Arbeitsmarktlage bei 
Hilfsberufen im Gastgewerbe unsicher, ob er diese Stelle überhaupt bekommen würde, 
umso mehr als kein Arbeitsvertrag vorliegt. Es ist daher höchst ungewiss, ob und in-
wieweit der Rekurrent zum Unterhalt der Familie beitragen könnte. Es besteht im Ge-
genteil die erhebliche Gefahr, dass er deren Abhängigkeit von Sozialhilfe noch ver-
stärkt.  

c)  Aufgrund der zwischen den Ehegatten bestehenden gesetzlichen Treue- und Bei-
standspflicht nach Art. 159 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 
1907 (ZGB) kann der Wortlaut von Art. 62 lit. e AuG nur so verstanden werden, dass 
sich der Ausländer sowohl die eigene Sozialhilfeabhängigkeit als auch diejenige seines 
Ehegatten entgegenhalten lassen muss. Entgegen der Auffassung der Rekurrenten er-
gibt sich «von der Systematik des Ausländergesetzes her» keineswegs, dass «Art. 51 
AuG nur so verstanden werden» könne, dass der Widerrufsgrund nur bei der Verlänge-
rung der Aufenthaltsbewilligung und nicht bei der erstmaligen Erteilung zu berücksich-
tigen ist. Da die Rekurrentin dauerhaft seit Jahren und in erheblichem Mass von der öf-
fentlichen Fürsorge unterstützt werden musste bzw. muss, ist nicht nur der (einfache) 
Widerrufsgrund von Art. 62 lit. e AuG, sondern auch der qualifizierte nach Art. 63 Abs. 
1 lit. c AuG, der sogar zum Widerruf der Niederlassungsbewilligung der Rekurrentin 
führen könnte, erfüllt.  

d)  Es ergibt sich somit, dass der Anspruch des Rekurrenten nach Art. 43 Abs. 1 AuG auf 
Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung gestützt auf Art. 51 Abs. 2 lit. b in Verbindung mit 
Art. 62 lit. e AuG erloschen ist. 

4. a)  Der ausländische Ehegatte eines hier niedergelassenen Ausländers kann sich auf 
Art. 8 Ziffer 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vom 4. November 1950 (EMRK) und den inhaltlich gleichwertigen Art. 13 Abs. 1 der 
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Bundesverfassung vom 18. April 1999 (BV), die das Recht auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens garantieren, berufen, sofern die eheliche Beziehung tatsächlich gelebt 
wird und intakt ist (BGE 126 II 377 E. 2b und 7). Die Ehe der Rekurrenten erscheint in-
takt und gelebt; jedenfalls ergibt sich nichts Gegenteiliges aus den Akten. Die Rekur-
renten können sich daher grundsätzlich auf das Grundrecht auf Achtung des Familien-
lebens berufen. 

b)  Gemäss Art. 8 Ziffer 2 EMRK kann eine Behörde in die Ausübung des nach Ziffer 1 
garantierten Grundrechts nur eingreifen, soweit der Eingriff gesetzlich vorgesehen und 
in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche 
Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ord-
nung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. Nach Art. 36 BV bedürfen Einschrän-
kungen von Grundrechten einer gesetzlichen Grundlage, sie müssen durch ein öffentli-
ches Interesse gerechtfertigt und verhältnismässig sein.  

c)  Die angefochtene Verfügung stellt einen Eingriff in das von Art. 8 Ziffer 1 EMRK und 
Art. 13 Abs. 1 BV geschützte Recht auf Achtung des Familienlebens der Rekurrenten 
dar. Art. 51 Abs. 2 lit. b AuG in Verbindung mit Art. 62 lit. e AuG bieten indessen eine 
gesetzliche Grundlage dafür. Die erhebliche und andauernde Sozialhilfeabhängigkeit 
der Rekurrentin beeinträchtigt wichtige öffentliche Interessen, namentlich solche fiska-
lischer Art (Umkehrschluss aus Art. 32 Abs. 1 lit. c der Verordnung vom 24. Oktober 
2007 über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit, VZAE). Gemessen am fiskali-
schen Interesse an der Fernhaltung des Rekurrenten sind die privaten Interessen der 
Rekurrenten als weniger hoch einzustufen, sind sie doch für die Ausübung ihres 
Rechts auf Achtung des Familienlebens nicht notwendigerweise auf die Erteilung einer 
Aufenthaltsbewilligung an den Rekurrenten angewiesen. Es kann ihnen zugemutet 
werden, ihre Ehe entweder durch gemeinsame Wohnsitznahme in Mazedonien oder im 
Rahmen von gegenseitigen Besuchsaufenthalten zu leben. Die Verweigerung der Auf-
enthaltsbewilligung an den Rekurrenten erweist sich damit aber auch als verhältnis-
mässig und hält daher vor Art. 8 Ziffer 1 EMRK und Art. 13 Abs. 1 BV stand. 

5.  Aufgrund des Dargelegten rechtfertigt es sich nicht, die anbegehrte Bewilligung im frei-
en, pflichtgemässen Ermessen unter Berücksichtigung der Kriterien gemäss Art. 96 
Abs. 1 AuG (öffentliche Interessen, persönliche Verhältnisse, Integrationsgrad) zu er-
teilen. 

 Die Rekurrenten sind seit Dezember 2007 verheiratet. Da die Rekurrentin aber erst seit 
Ende Juni 2008 rechtskräftig geschieden ist, kann sie sich zumindest für die Zeit davor 
nicht auf die mit dem (unbefristeten) Ungültigkeitsgrund von Art. 105 Ziffer 1 ZGB be-
haftete Ehe berufen. Da der Rekurs ohnehin abzuweisen ist, kann offenbleiben, unter 
welchen Umständen es überhaupt zur Heirat der Rekurrenten vom 17. Dezember 2007 
– mithin rund ein halbes Jahr vor der rechtsgültigen Scheidung der Ehe mit F. Z. – ge-
kommen ist und ob überhaupt eine rechtsgültige Ehe vorliegt. Soweit ersichtlich, hat 
der Rekurrent, der seinen Beruf mit Kellner angibt, keine qualifizierten Berufskenntnis-
se. Während ihres hiesigen Aufenthaltes musste die Rekurrentin mit erheblichen Für-
sorgeleistungen unterstützt werden und die Fürsorgebedürftigkeit dauert an. Gerade in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten hat der Kanton Zürich ein gewichtiges Interesse an 
der Fernhaltung arbeitsloser und fürsorgeabhängiger Ausländer. Den Rekurrenten 
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kann, wie bereits erwähnt, zugemutet werden, ihre Ehe trotz der langjährigen Anwe-
senheit der Rekurrentin in der Schweiz durch Begründung eines gemeinsamen Wohn-
sitzes in Mazedonien oder mit gegenseitigen Besuchen zu leben. 

6.  Zusammenfassend ergibt sich somit, dass weder gestützt auf Gesetzes- noch Staats-
vertragsrecht ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung an den Rekurren-
ten besteht. Die Rekursgegnerin hat das ihr im Rahmen von Art. 96 Abs. 1 AuG zuste-
hende Ermessen pflichtgemäss betätigt. Die angefochtene Verfügung ist somit recht- 
und verhältnismässig. 

7.  Der Rekurs ist daher abzuweisen. Da die Voraussetzungen für die unentgeltliche Pro-
zessführung infolge der offensichtlichen Aussichtslosigkeit des Rekurses nicht gege-
ben sind (§ 16 Abs. 1 VRG), sind den Rekurrenten ausgangsgemäss die Kosten des 
Rekursverfahrens je zur Hälfte unter solidarischer Haftung aufzuerlegen; die Kosten 
sind von der Rekurrentin zu beziehen. 


